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anderer Gesetze 

- Drucksachen 8/1779, 8/2827 - 

hier: Anrufung des Vermittlungsausschusses 


Gründe 


Der Bundesrat hat in seiner 474. Sitzung am 
22. Juni 1979 beschlossen, zu dem vom Deutschen 
Bundestag am 17. Mai 1979 verabschiedeten Gesetz 
zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß 
Artikel 77 Abs. 2 des Grundgesetzes aus den nach- 
stehenden Gründen einberufen wird: 

Zum Ersten Kapitel 
— Umsatzsteuergesetz (UStG 1980) — 

1. a) In § 1 Abs. 2 sind die Sätze 1 und 2 wie folgt 
zu fassen: 

„Unter Inland im Sinne dieses Gesetzes ist 
das Gebiet des Deutschen Reiches in den 
Grenzen vom 31. Dezember 1937 (Reichsge- 
biet) mit Ausnahme der Zollausschlüsse und 
der Zollfreigebiete zu verstehen. Ausland im 
Sinne dieses Gesetzes ist das Gebiet, das da- 
nach nicht Inland ist." 

b) In § 6 Abs. 1 Nr. 3 Buchstabe b und in § 7 
Abs. 1 Nr. 3 Buchstabe b werden jeweils die 
Worte „Inland oder in den bezeichneten Zoll- 
freigebieten" durch die Worte „Gebiet der 
Bundesrepublik Deutschland und von Berlin 
(West)" ersetzt. 

c) § 10 Abs. 6 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird das Wort „Inland" durch 
die Worte „Gebiet der Bundesrepublik 


Deutschland und von Berlin (West)" er- 
setzt. 

bb) In Satz 2 wird das Wort „inländischen" 
durch die Worte „auf das Gebiet der 
Bundesrepublik Deutschland und von 
Berlin (West) entfallenden" ersetzt. 

d) In § 13 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe c wird das 
Wort „Inland" durch die Worte „Gebiet der 
Bundesrepublik Deutschland und von Berlin 
(West)" ersetzt. 

e) § 16 Abs. 5 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird das Wort „Inland" durch 
die Worte „Gebiet der Bundesrepublik 
Deutschland und von Berlin (West)" er- 
setzt. 

bb) Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Zuständige Zolldienststelle ist die 
Eingangszollstelle, Ausgangszollstelle, 
Grenzkontrollstelle oder Kontrollstelle, 
bei der der Kraftomnibus in das in Satz 1 
bezeichnete Gebiet gelangt oder dieses 
Gebiet verläßt." 

f) § 18 wird wie folgt geändert: 

aa) Absatz 5 wird wie folgt geändert: 

aaa) In Nummer 2 werden in Satz 2 
die Worte „im Inland" gestrichen-, 

bbb) in Nummer 3 erhält Satz 1 folgende 
Fassung: 

„Der Beförderer hat bei der zustän- 
digen Zolldienststelle, bei der er 
das Gebiet der Bundesrepublik 
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Deutschland und von Berlin (West) 
verläßt, eine weitere Steuererklä- 
rung in zwei Stücken abzugeben, 
wenn sich die Zahl der Personen- 
kilometer (§ 10 Abs. 6 Satz 2), von 
der bei der Steuerfestsetzung nach 
Nummer 2 ausgegangen worden ist, 
geändert hat." 

bb) In den Absätzen 8 Satz 1 und 9 Satz 1 
wird jeweils das Wort „Inland" 
durch die Worte „Gebiet der Bundes- 
republik Deutschland und von Berlin 
(West)" ersetzt. 

Begründung zu a) bis f) 

Inland i. S. des geltenden Umsatzsteuergesetzes 
ist das Gebiet des Deutschen Reiches in den 
Grenzen vom 31. Dezember 1937 (Reichsgebiet) 
mit Ausnahme der Zollausschlüsse und der Zoll- 
freigebiete. Dieser Begriff des Inlands ist mit 
den Bestimmungen des EG-Rechts vereinbar und 
kann daher fortgeführt werden. In einer Proto- 
kollerklärung zu Artikel 3 Abs. 1 der 6. Richt- 
linie hat sich die Bundesrepublik Deutschland 
entsprechend ihrer Protokollerklärung zum In- 
landsbegriff der 2. Richtlinie zur Harmonisierung 
der Umsatzsteuer unter Bezugnahme auf das 
Protokoll über den innerdeutschen Handel und 
die damit zusammenhängenden Fragen vom 
25. März 1957 (BGBl. 1957 II S. 984) Vorbehalten, 
deutsche Gebiete außerhalb des Geltungsbe- 
reichs des Grundgesetzes als Inland zu behan- 
deln und hinsichtlich des innerdeutschen Waren- 
und Dienstleistungsverkehrs besondere Regelun- 
gen zu treffen. 

Die im Gesetzesbeschluß vorgesehene Änderung 
des Inlandsbegriffs ist auch für die Anwendung 
des Umsatzsteuergesetzes nicht erforderlich. Wie 
sich aus der Begründung und aus der aufrecht- 
erhaltenen Ermächtigung des § 26 Abs. 4 UStG 
ergibt, soll sich am Anwendungsbereich des 
Umsatzsteuergesetzes und an der besonderen 
umsatzsteuerlichen Behandlung des innerdeut- 
schen Waren- und Dienstleistungsverkehrs 
nichts ändern. 

Der Gesetzesbeschluß definiert das Gebiet der 
DDR und von Berlin (Ost) als Gebiet, das weder 
zum Inland noch zum Ausland gehört. Die deut- 
schen Gebiete jenseits von Oder und Neiße wer- 
den dem Begriff Ausland zugeordnet. Gegen 
diese Definition bestehen schwerwiegende ver- 
fassungsrechtliche Bedenken. 

Die Beibehaltung des bisherigen Inlandsbegriffs 
beinhaltet nicht die Ausübung von Hoheitsge- 
walt außerhalb des Geltungsbereichs des Grund- 
gesetzes. Dies war weder bei der bisherigen An- 
wendung des Umsatzsteuergesetzes der Fall, 
noch wird es bei der Beibehaltung des Inlands- 
begriffs im Umsatzsteuergesetz 1980 der Fall 
sein. Die undifferenzierte Bezugnahme auf die 


„rechtliche und politische Lage nach dem Grund- 
lagenvertrag" in der Begründung vermag daher 
eine Änderung des Inlandsbegriffs nicht zu recht- 
fertigen. 

Der Inlandsbegriff des geltenden Umsatzsteuer- 
rechts ist daher beizubehalten. 

Die unter Buchstaben b bis f aufgeführten Ände- 
rungen sind eine Folge der zu Buchstabe a ge- 
nannten Neufassung. 

2. In § 2 Abs. 3 Satz 2 sind die Nummer 4 zu strei- 
chen und in Nummer 3 das Semikolon durch 
einen Punkt zu ersetzen. 

Begründung 

Die Vorschrift sieht die Besteuerung der Lei- 
stungen der Vermessungs- und Katasterbehörden 
bei der Wahrnehmung von Aufgaben der Lan- 
desvermessung und des Liegenschaftskatasters, 
mit Ausnahme der Amtshilfe, vor. 

Die Vorschrift begründet eine unerwünschte 
Ausweitung der Besteuerung von Körperschaften 
des öffentlichen Rechts und verstößt gegen Ar- 
tikel 4 Abs. 5 Unterabs. 2 der 6. EG-Riditlinie. 

Nach dieser Richtlinien Vorschrift wäre eine Be- 
steuerung nur zulässig, sofern eine Behandlung 
der öffentlichen Hand als Nicht-Steuerpflichtige 
zu größeren Wettbewerbsverzerrungen führen 
würde. Größere Wettbewerbs Verzerrungen 
(Wettbewerb als solcher ist nach dem Richt- 
linientext ausdrücklich erlaubt) sind aber in kei- 
nem Land der Bundesrepublik Deutschland fest- 
gestellt worden. Sie sind auch in absehbarer Zeit 
nicht zu erwarten. 

Eine Besteuerung ist auch aus folgenden Grün- 
den abzulehnen: 

— Bei den betroffenen Leistungen handelt es 
sich um hoheitliche Tätigkeiten. 

— Die steuerlichen Mehreinnahmen sind unbe- 
deutend. 

— Die Besteuerung der hoheitlichen Tätigkeiten 
der Kataster- und Vermessungsverwaltung 
verursacht gravierenden Vqrwaltungsmehr- 
aufwand und zusätzliche Schwierigkeiten. 

3. In § 4 sind 

a) nach Nummer 27 folgende neue Nummer 27 a 
einzufügen: 

„27 a. die Umsätze, die im Rahmen eines 
Zweckbetriebes im Sinne des § 68 Nr. 6 
und 7 der Abgabenordnung ausgeführt 
werden?" 

b) in Nummer 28 Buchstaben a und b jeweils 
die Worte „Nummern 7 bis 27" durch die 
Worte „Nummern 7 bis 27 a" zu ersetzen. 


Zugeleitet mit Schreiben des Präsidenten des Bundesrates vom 22. Juni 1979. 
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Begründung zua) und b) 

Bei den Steuern von Einkommen, Ertrag und Ver- 
mögen führt die Gemeinnützigkeit zur Steuer- 
freiheit, auch soweit ein Zweckbetrieb im Sinne 
der §§65 bis 68 der Abgabenordnung unterhalten 
wird. Für wirtschaftliche Geschäftsbetriebe ist 
jedoch auch bei diesen Steuerarten die Steuer- 
befreiung ausgeschlossen. 

Demgegenüber sieht das UStG für gemeinnützige, 
mildtätige oder kirchliche Körperschaften keine 
generelle Steuerbefreiung vor (Ausnahmen be- 
stehen nur für ganz bestimmte Einrichtungen, 
z. B. der Wohlfahrtspflege, der Altenbetreuung, 
der Jugendhilfe). Umsätze dieser Körperschaften 
unterliegen nach geltendem Recht daher grund- 
sätzlich auch dann der Umsatzsteuer, wenn sie 
den gemeinnützigen Bereich betreffen oder im 
Rahmen eines Zweckbetriebs ausgeführt werden. 
Die Vergünstigung bei der Umsatzsteuer besteht 
darin, daß statt des vollen Steuersatzes der halbe 
Steuersatz zur Anwendung kommt. Die (wenn 
auch ermäßigte) Besteuerung auch des gemein- 
nützigen Bereichs hat der Gesetzgeber deshalb 
für erforderlich gehalten, weil die Umsatzsteuer 
eine allgemeine Verbrauchsteuer ist, die grund- 
sätzlich alle Waren und Dienstleistungen erfas- 
sen soll, und weil bei dieser Steuer dem Ge- 
sichtspunkt der Wettbewerbsgleichheit erhöhte 
Bedeutung zukommt. 

Gleichwohl erscheint es zweckmäßig, die kultu- 
rellen, sportlichen und geselligen Veranstaltun- 
gen zu befreien, soweit es sich um Zweckbe- 
triebe handelt. Der Gesichtspunkt eines wettbe- 
werbsneutralen Umsatzsteuerrechts steht dem 
nicht entgegen, da bei den kulturellen Darbie- 
tungen von gemeinnützigen Gesang-, Musik-, 
Theater- und ähnlichen Vereinen sowie bei sport- 
lichen Veranstaltungen unter ausschließlichem 
Einsatz von Amateursportlern ein schädlicher 
Wettbewerb zu steuerpflichtigen Betrieben glei- 
cher oder ähnlicher Art kaum denkbar ist. 
Außerdem ist zu berücksichtigen, daß mit der 
Einführung der Steuerfreiheit der Verlust des 
Vorsteuerabzuges verbunden ist. Hierdurch 
bleiben die bei geselligen Veranstaltungen abge- 
gebenen Waren wegen der im Einkaufspreis ent- 
haltenen Vorsteuer insoweit systemgerecht mit 
Umsatzsteuer belastet. Aus diesen Gründen er- 
scheint auch eine Freistellung der geselligen 
Veranstaltungen von der Umsatzsteuer gerecht- 
fertigt. Diese Maßnahmen führen bei den Ver- 
einen zu einer wesentlichen Steuervereinfa- 
chung; da dann bei der Einkommens-, Vermö- 
gens- und Umsatzbesteuerung weitgehende Über- 
einstimmung besteht und die teilweise ganz er- 
heblichen Schwierigkeiten bei der Vorsteuerauf- 
teilung entfallen. 

Die Vorschrift regelt die Steuerbefreiung für kul- 
turelle, sportliche und gesellige Veranstaltungen, 
die Zweckbetriebe im Sinne des § 68 Nr. 6 und 7 
der Abgabenordnung sind. Hiernach besteht für 
gemeinnützige Vereine weitgehend Umsatz- 
steuerfreiheit. Soweit ein wirtschaftlicher Ge- 
schäftsbetrieb (z. B. sportliche Veranstaltungen, 


bei denen nicht nur Amateure mitwirken, Ver- 
einsgaststätten) unterhalten wird, besteht — wie 
bisher — Umsatzsteuerpflicht mit dem vollen 
Steuersatz. 

In die Steuerbefreiung sollen auch Lotterien und 
Ausspielungen einbezogen werden, wenn sie 
höchstens zweimal im Jahr durchgeführt werden 
(Zweckbetrieb im Sinne des § 68 Nr. 6 der Ab- 
gabenordnung). Diese Befreiung betrifft nur lot- 
teriesteuerfreie Lotterien und Ausspielungen mit 
einem Wert bis 48 000 DM. Bei einem höheren 
Wert tritt Lotteriesteuerpflicht und allgemeine 
Befreiung von der Umsatzsteuer ein. Die Steuer- 
befreiung für die kleinen Lotterien und Aus- 
spielungen steuerbegünstigter Körperschaften er- 
scheint erforderlich, damit die mit der Freistel- 
lung der kulturellen, sportlichen und geselligen 
Veranstaltungen beabsichtigte Vereinfachung 
voll wirksam wird. Andernfalls bliebe z. B. eine 
im Rahmen einer geselligen Veranstaltung 
durchgeführte Ausspielung umsatzsteuerpflichtig, 
während die gesellige Veranstaltung selbst von 
der Umsatzsteuer freigestellt ist. Wettbewerbs- 
mäßige Bedenken gegen die Umsatzsteuerbefrei- 
ung bestehen nicht, da bei mehr als zwei Veran- 
staltungen im Jahr ein wirtschaftlicher Ge- 
schäftsbetrieb anzunehmen ist, der voll der Um- 
satzsteuer unterliegt. 

Die 6. EG-Richtlinie steht der beabsichtigten Re- 
gelung nicht entgegen. Die bezeichnete Richtlinie 
läßt in Artikel 13 Abschnitt A Abs. 1 Buchstabe o 
eine Befreiung gemeinnütziger Körperschaften 
ausdrücklich zu, soweit die Körperschaften Ver- 
anstaltungen zu Finanzierungszwecken ausfüh- 
ren und Wettbewerbs Verzerrungen nicht eintre- 
ten. 

4. In § 12 Abs. 2 ist nach Nummer 4 folgende neue 
Nummer 4 a einzufügen: 

„4 a. die folgende sonstige Leistung für land- 
und forstwirtschaftliche Betriebe (§ 24 
Abs. 2): 

die Gestellung von landwirtschaftlichen Ar- 
beitskräften durch förderungswürdige ju- 
ristische Personen des privaten oder des 
öffentlichen Rechts im Rahmen ihrer Be- 
triebe gewerblicher Art für land- und forst- 
wirtschaftliche Betriebe mit höchstens drei 
Vollarbeitskräften zur Überbrückung des 
Ausfalls des Betriebsinhabers oder dessen 
voll mitarbeitenden Familienangehörigen 
wegen Krankheit, Unfalls oder Todes;". 

Begründung 

Aus agrarpolitischen Gründen ist eine verstärkte 
Kooperation im Bereich der Land- und Forstwirt- 
schaft dringend erforderlich. Die Bildung land- 
und forstwirtschaftlicher Zusammenschlüsse wird 
jedoch durch die nach § 24 geltende Durch- 
schnittsbesteuerung erschwert. Nimmt ein Land- 
und Forstwirt, statt seine eigene Arbeitskraft 
einzusetzen, Dienstleistungen einer Kooperation 
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in Anspruch, so erhöhen sich seine tatsächlich 
anfallenden Vorsteuern, ohne das sich seine 
Vorsteuerpauschale ändert. Um diesen Nachteil 
zu vermeiden, werden bestimmte sonstige Lei- 
stungen, die typischerweise von land- und forst- 
wirtschaftlichen Zusammenschlüssen an ihre Mit- 
glieder erbracht werden, in den ermäßigten Steu- 
ersatz einbezogen. Aus Wettbewerbsgründen 
kann die Steuerermäßigung jedoch nicht auf 
land- und forstwirtschaftliche Zusammenschlüsse 
beschränkt werden, sondern ist auch anderen 
Unternehmen zu gewähren, wenn sie die glei- 
chen Leistungen an land- und forstwirtschaft- 
liche Betriebe erbringen. Die Begünstigung muß 
schon deswegen auf die in der Neuregelung 
vorgesehenen typischen und wichtigsten Dienst- 
leistungen beschränkt werden, um den Steuer- 
ausfall in einem vertretbaren Rahmen zu halten. 
Hinzu kommt, daß eine Erweiterung dieses Krei- 
ses zwangsläufig Auswirkungen auf die Höhe 
der 'Vorsteuerbelastung hätte und damit eine 
Überprüfung der Durchschnittsätze des § 24 
Abs. 1 erforderlich machen würde. 

Durch die neue Nummer 4 a soll eine agrarpoli- 
tische Regelung geschaffen werden, die eine 
ermäßigte Besteuerung der landwirtschaftlichen 
Betriebs-, Hilfs- und Dorfhelferinnendienste er- 
möglicht. Die Fassung trägt der Tatsache Rech- 
nung, daß diese Einrichtungen im Bundesgebiet 
unterschiedlich organisiert sind. Die durch den 
Bundestag in § 12 Abs. 2 Nr. 11 eingefügte Vor- 
schrift reicht nicht aus, da sie nur die betreffen- 
den Leistungen an die gesetzlichen Träger der 
Sozialversicherung begünstigt. Es darf steuerlich 
keinen Unterschied machen, ob die genannten 
Einrichtungen selbst oder über einen Sozialver- 
sicherungsträger tätig werden. 

Eine ermäßigte Besteuerung ist aber auch des- 
wegen berechtigt, weil die Betriebshilfsdienste 
zeitweise die Arbeitskraft des Betriebsinhabers 
ersetzen. Somit sind diese Leistungen Teil der im 
Betrieb erzeugten Wertschöpfung und nicht etwa 
eine Vorleistung, die ein anderer Wirtschafts- 
zweig für die Landwirtschaft erbringt. Es ist des- 
halb systemgerecht und konsequent, wenn diese 
Leistungen lediglich mit dem ermäßigten Steuer- 
satz belegt werden. 


5. In § 12 Abs. 2 Nr. 10 sind die Worte „mit Aus- 
nahme der Bergbahnen" zu ersetzen durch die 
Worte ", im Verkehr mit Seilbahnen einschließ- 
lich der Sessel- und Schlepplifte". 

Begründung 

Die Personenbeförderung mit Seilbahnen ein- 
schließlich der Sessel- und Schlepplifte ist nach 
dem Gesetzesbeschluß ebenso wie nach dem 
geltenden § 12 Abs. 2 Nr. 10 des Umsatzsteuer- 
gesetzes von der Besteuerung mit dem ermäßig- 
ten Steuersatz ausgenommen, während er bei 
anderen Personenbeförderungsmitteln im Nah- 
verkehr in Betracht kommt. 


Die* Besteuerung mit dem Regelsteuersatz führt 
bei den betroffenen Betrieben der Fremdenver- 
kehrswirtschaft zu erheblichen Wettbewerbs- 
nachteilen gegenüber nahegelegenen entspre- 
chenden Betrieben des Auslands, z. B. der Alpen- 
länder. Diesen ist es möglich, wesentlich niedri- 
gere Beförderungspreise festzusetzen, da dort 
ein ermäßigter Steuersatz gilt, der in der Regel 
erheblich niedriger ist als der deutsche Regel- 
steuersatz. So werden insbesondere im Nachbar- 
land Österreich diese Leistungen mit einem er- 
mäßigten Umsatzsteuersatz von 8 v. H. besteuert, 
obwohl der Normalsteuersatz 18 v. H. beträgt. 

Im Interesse der Erhaltung der Konkurrenzfähig- 
keit und Leistungsfähigkeit dieser die Attrakti- 
vität der Bundesrepublik Deutschland als Reise- 
land mitbestimmenden Einrichtungen ist daher 
eine Steuerermäßigung für die Beförderung von 
Personen mit Bergbahnen und sonstigen mecha- 
nischen Aufstiegshilfen in gleicher Weise wie 
für den übrigen Personennahverkehr erforder- 
lich. Die somit gleichzeitig erreichte Verbesse- 
rung der Rentabilität der Bergbahnen und son- 
stigen mechanischen Aufstiegshilfen schafft zu- 
gleich die wirtschaftspolitisch notwendigen An- 
reize zur Durchführung von Modernisierungs- 
investitionen. 

Die Bundesregierung hat gegen den Antrag 
eingewendet, der Gesetzgeber habe mit dem 
§ 12 Abs. 2 Nr. 10 UStG nur den öffentlichen 
Personennahverkehr zur Vermeidung von so- 
zialen Härten begünstigen wollen; eine Ausdeh- 
nung auf den Fremdenverkehr durch die Be- 
günstigung der Bergbahnen sei wegen des sozia- 
len Charakters der Vorschrift nicht vertretbar. 

Der Einwand wäre zutreffend bezüglich der der- 
zeit geltenden Fassung des § 12 Abs. 2 Nr. 10 
UStG 1973, weil bisher ausschließlich Sozialver- 
kehr begünstigt war. Durch’ den Gesetzesbe- 
schluß wird — mit Wirkung nach einer Über- 
gangszeit von zwei bzw. vier Jahren — in die 
Begünstigungsvorschrift aber auch der geneh- 
migte Linienverkehr mit Schiffen sowie die Be- 
förderung im Fährverkehr aufgenommen. Dieser 
Verkehr ist, jedenfalls soweit er sich auf den 
Flüssen abspielt, nur zu einem sehr geringen 
Teil Sozialverkehr, zum größten Teil aber Aus- 
flugsverkehr und damit auch Fremdenverkehr. 

Die Begründung der Vorlage spricht deshalb 
auch nicht mehr von der Begünstigung des So- 
zialverkehrs, sondern geht dahin, daß diese Beför- 
derungen mit Schiffen ebenso wie die bereits 
begünstigten Verkehrsarten grundsätzlich öf- 
fentlichen Verkehr darstellen, öffentlicher Ver- 
kehr, der der besonderen Genehmigung bedarf, 
ist aber auch der Verkehr mit Drahtseilbahnen, 
Sessel- und Skiliften. Für Bayern ergibt sich dies 
aus dem Bayerischen Eisenbahn- und Bergbahn- 
gesetz vom 17. November 1966 (GVB1 S. 249). 
Ähnliche Gesetze gelten auch in den anderen 
Bundesländern. 
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